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Die Linke hat ganz schön zu knabbern 
an schlechten Wahlergebnissen und 
Umfragewerten. Gelegenheit über Ur-
sachen und Wege aus der Krise zu dis-
kutieren, bot der Landesparteitag in 
Waren am 13. Juli.
Den Aufschlag machte der scheidende 
Europaabgeordnete Helmut Scholz. Er ver-
wies auf unsere Nachbarländer, wo linke 
Parteien gute Wahl-
ergebnisse eingefah-
ren haben. Es sei ein 
Fehler gewesen, dass 
die deutsche Linke 
im Wahlkampf das 
Thema Frieden kaum 
thematisierte und die 
in der Partei beste-
henden Meinungs-
unterschiede über 
Wege zum Frieden 
nicht ausdiskutierte. 
Die Forderung nach 
einer diplomatischen 
Lösung des Ukraine-
krieges hätten wir wie eine Monstranz vor 
uns her getragen, ohne konkrete Lösungen 
anbieten zu können. 
Weit emotionaler und persönlicher geriet 

die Abschiedsrede des Landesvorsitzen-
den Peter Ritter. Als ehemaliger NVA-Offi-
zier schilderte er seinen Weg zum Pazifi-
sten. Er schilderte die schweren Jahre der 
PDS in den frühen Neunzigern. Die Partei 
überlebte, als Partei für den Alltag, die wir 
wieder werden müssen. Er erinnerte an 
die migrantenfeindliche Atmosphäre der 
frühen 90er Jahre und den Kampf gegen 

sie. Er beklagte die missglückte Debatte in 
der Linken über ein Einwanderungsgesetz. 
Heute scheuen wir in der Landesregierung 
nicht den Konflikt mit der SPD in dieser 

Frage.
Peter zog Bilanz aus 30 Jahren Parteiarbeit 
voller Konflikte, aber auch mit vielen Erfol-
gen. Die jüngsten Misserfolge schreibt er 
den jahrelangen Streitigkeiten in der Lin-
ken zu. Die Trennung von Wagenknecht 
erfolgte zu spät. „Wenn es mit uns weiter-
gehen soll, kann es so nicht weitergehen.“ 
Peter mahnte zu mehr Geschlossenheit. 

Klarer sein Appell, 
die Brandmauer zur 
AfD auch auf lokaler 
Ebene aufrechtzuer-
halten. Wenn Funkti-
onsträger der Linken 
meinten, es gehe 
doch um Sacharbeit 
vor Ort, werde ihm 
schlecht.
Mit einem „Macht‘s 
gut, vor allem: 
Macht‘s besser“ und 
ein paar Tränen be-
endete Peter seine 
Rede. Tränen auch 

beim langjährigen Weggefährten Dietmar 
Bartsch, der warme Worte zum Abschied 
fand. Auch von uns ein großes Dankeschön 
an Peter!                Fortsetzung auf S. 3 

BERICHT AUS DEM KREISTAG (1)
Die Sitzung des Kreistages des Landkrei-
ses Rostock am 15. Mai war in mancher 
Hinsicht eine besondere. Es war die letz-
te Sitzung der Legislaturperiode 2019 bis 
2024, sie war mit fast sechs Stunden die 
längste in den vergangenen fünf Jahren 
und sie stellte den Abschluss des Wettlau-
fes der CDU mit der AfD und den „Demo-
kratischen Freidenkern“ um die härtesten 
Forderungen gegen die Aufnahme und 
Integration von Flüchtlingen dar. Das Be-
ste war neben einem kleinen Konzert von 
Schülern der Kreismusikschule die Wür-
digung des langjährigen kommunalpoliti-
schen Engagements von Mitgliedern des 

Kreistages, darunter Dr. Erwin Kischel, der 
30 Jahre als Fraktionsvorsitzender, Stellv. 
Fraktionsvorsitzender der PDS-, später 
Linksfraktion, und Vorsitzender des Haus-
halts- und Finanzausschusses Verantwor-
tung getragen hatte und fraktionsübergrei-
fend geachtet wurde.
Im Anschluss an den Bericht des Landrates 
wurden Fragen an die Verwaltung und den 
Kreistagspräsidenten gestellt. Unser Frak-
tionskollege Hans Müller fragte nach dem 
Stand der Überprüfung der Zusammenar-
beit von Kreistagsmitgliedern mit der DDR-
Staatsicherheit. Diese Überprüfung hatte 
der Kreistag auf Antrag der AFD-Fraktion 

im Herbst 2023 mehrheitlich beschlossen. 
Wie zu erwarten war, stehen noch Mittei-
lungen der Stasi-Unterlagen-Behörde aus, 
so dass das amtierende Präsidium des 
Kreistages noch keine Auswertung vorneh-
men kann und die AFD- und andere Frak-
tionen keinen Wahlkampf-Honig aus den 
Auskünften der Behörde ziehen können. 

Fortsetzung auf S. 4

Solidarität mit den Pfleger*innen am Asklepios-Klinikum in Pasewalk
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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,
oft hört man in diesen Tagen die Frage von 
Bürgern: „Gibt es eigentlich den KLARTEXT 
noch?“ Aber natürlich gibt es uns noch. 
Vorwärts immer, rückwärts nimmer!
Die Auswertung der verlorenen Wahlen 
bildet den Schwerpunkt dieser Ausgabe. 
Wahlauswertungen der Kreisvorsitzenden 
haben uns erreicht, danke! Ich berich-
te über den Landesparteitag. Du warst 
doch gar nicht dabei, werden einige sa-
gen. Stimmt, aber es gibt ja immer eine 
Aufzeichnung des Parteitages auf Youtu-
be. Und so viel anders als früher war es 
ja auch nicht. Es bleibt vor allem hängen, 
dass die „führenden“ Genossen in ihren 
Reden Fehleranalysen und Kurswechsel 
anmahnten, aber mit unerschütterlichem 
Selbstbewusstsein ihren eigenen Anteil an 
der Misere der Partei völlig unterschlugen. 
In dieser Hinsicht ist die Wahl des neuen 
Landesvorstandes Teil eines dringend nöti-

gen Generationenwechsels im Landesver-
band.
Ich berichte über die neueste Bürger-
schaftssitzung. Anders als bei Landes-
parteitagen werden die neuen Mehrheits-
verhältnisse in Bürgerschaft und Kreistag 
viele Veränderungen mit sich bringen. Da 
werden wir nicht nur auf die AfD schauen, 
sondern auch auf ihre kleine süße Schwe-
ster, das Bündnis Sahra Wagenknecht. 
Das BSW zeigt gerade schon sein wahres 
Gesicht, und vielleicht bringt es mal jene 
Linken-Mitglieder zum Nachdenken, die 
am 9. Juni das BSW gewählt haben oder 
immer noch BSW-Propaganda verbreiten. 
Die nächste Ausgabe des KLARTEXT wird 
voraussichtlich Mitte September erschei-
nen. Bis dahin genießt den Sommer!
Viel Vergnügen bei der Lektüre dieser 
Ausgabe wünscht Euch die Redaktion. 
Carsten Penzlin

CDU darf sich nicht zum Steig-
bügelhalter der Antidemokraten 

machen

12. Juli 2024: Zum Antrag „Gewalt und 
jede Form von Menschenfeindlichkeit 
haben in Mecklenburg-Vorpommern 
keinen Platz“ erklärt der innenpoliti-
sche Sprecher der Linksfraktion, Mi-
chael Noetzel: 
„Die AfD hat mit ihrem Abstimmungs-
verhalten deutlich gemacht, wie weit sie 
außerhalb unseres demokratischen und 
zivilisatorischen Wertekonsens steht. Ich 
habe nicht erwartet, dass die AfD sich von 
Rassismus und Diskriminierung – also ih-
rem Kerngeschäft – distanziert. Aber dass 
sie es nicht mal zum Schein übers Herz 
bringt, sich für die Arbeit von Einsatzkräf-
ten und Ehrenamtlichen zu bedanken oder 
sich schlicht gegen Gewalt auszusprechen, 
verdeutlicht ihre feindliche Haltung ge-
genüber unserer Demokratie und offenen 
Gesellschaft. Der AfD zur Macht zu verhel-
fen, bedeutet nichts anderes, als unserer 
Gesellschaft den Weg in die Barbarei zu 
ebnen.
Ich bin fassungslos, dass selbst die CDU 
dies nicht begreifen will. Mit ihrer ableh-
nenden Haltung zu einzelnen Punkten 
unseres Antrages lassen sie offen, ob sie 
in Zukunft mit antidemokratischen Partei-
en und Vereinigungen zusammenarbeiten 
und ihren Vertretern wichtige Ämter über-
lassen werden. Ich erwarte, dass es ein 
Grundkonsens unter demokratischen Kräf-
ten ist, den Antidemokraten, die sich bei 
weitem nicht nur in der AfD finden lassen, 
ein klares Nein entgegenzusetzen. Es kann 
um nichts anderes gehen, als im Schulter-
schluss der Demokraten den Faschisten 
den Handschlag zu verwehren.
In diesem Zusammenhang erinnere ich 
gerne an ein Zitat: ‚Nicht die Feinde der 
Demokratie sind ihre größte Bedrohung, 
sondern solche Freunde, die den Feinden 
die Tür zur Macht aufmachen.‘ Genau vor 
diesem Hintergrund war die Aussprache 
notwendig, wenn auch bitter, denn wir 
waren schlicht gefordert, auf die demokra-
tischen, solidarischen und freien Grund-
sätze als Grundlage unserer Gesellschaft 
zu verweisen und auf ihre Einhaltung zu 
pochen. In diesem Sinne fordere ich ins-
besondere die CDU auf, staatspolitische 
Verantwortung für unser Land und unsere 
Demokratie zu übernehmen und ihren ein-
geschlagenen Kurs zu überdenken.“

AKTUELLES

AKTUELLES

Schluss mit der Abschiebung integrierter 
und integrationswilliger Geflüchteter

Zur drohenden Abschiebung einer ge-
sellschaftlich integrierten Äthiopierin 
erklärt die migrationspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion,  Steffi Pulz-
Debler: 
„Es muss endlich Schluss sein mit der Ab-
schiebung integrierter und integrationswil-
liger geflüchteter Menschen. Immer wieder 
werden Personen, die seit Jahren in unse-
rem Land leben, sich in Arbeit oder Ausbil-
dung befinden und die deutsche Sprache 
sprechen, mit Abschiebung bedroht. Ob 
die 18jährige Ophelia, die im Januar 2017 
nach Armenien in ein Land abgeschoben 
wurde, welches ihr völlig fremd ist und 
dessen Sprache sie nicht mächtig ist, oder 
der jüngste Fall einer Frau aus Äthiopien, 
der gestern im Rahmen des Bürgerdialogs 
zur Pflege in Ludwigslust bekannt wurde 
– diese Fälle müssen endlich ein Ende ha-
ben. Zumal es sich bei Äthiopien um ein 

unsicheres Land handelt, für welches das 
Auswärtige Amt eine Teilreisewarnung aus-
gesprochen hat.
Wer integriert ist oder bereit ist, sich zu inte-
grieren, muss ein Bleiberecht erhalten. Mei-
ne Fraktion fordert die Ausländerbehörden 
und das Innenministerium Mecklenburg-
Vorpommern auf, ihren Ermessensspiel-
raum in solchen Fällen weitestgehend aus-
zuschöpfen und solche unmenschlichen und 
sinnlosen Abschiebungen zu verhindern. Die 
Landesregierung ist gefordert, sich auf Bun-
desebene dafür einzusetzen, dass eindeuti-
ge Regelungen für solche Fälle geschaffen 
werden.
Abschiebungen integrierter und integrations-
williger Personen sind in jedem Bundesland 
an der Tagesordnung und müssen endlich 
ein Ende haben. Gute Beispiele einer gelun-
genen Integration dürfen nicht noch bestraft 
werden. Deutschland ist ein Einwanderungs-
land und auf Zuwanderung angewiesen. Wir 
brauchen endlich einen positiven Umgang 
mit Menschen, die zu uns kommen. Veralte-
te, rückwärtsgewandte und menschenfeind-
liche Gesetze brauchen wir nicht.“
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Fortsetzung von S. 1
Schon seit einem Jahr, seit dem Rücktritt 
von Vanessa Müller, hat der Landesver-
band keine Doppelspitze mehr. Das bleibt 
auch so, denn es fand sich keine Kandi-
datin für den Landesvorsitz. Bei den Män-
nern, na klar, gab es gleich vier Bewerber. 
Das Ergebnis: Hennis Herbst aus Greifs-
wald: 49%, Dr. Felix Baumert aus Rostock: 
32%, Horst Krumpen aus Wismar: 16%, 
Torsten Skott aus Schwerin: 3%. 

Felix machte den Mitgliedern der Partei 
das Angebot, gemeinsam für ein Come-
back zu kämpfen. Es lohne sich zu kämp-
fen, und es gebe im Landesverband noch 
viele engagierte Genoss*innen, die dazu 
bereit seien. Felix forderte mehr Verant-
wortung für die Basis statt Entscheidun-
gen in kleinen Kreisen; Erneuerungskonfe-
renzen, auf denen nicht Theater gespielt, 
sondern ernsthaft darüber beraten wird, 
wie die Partei erneuert werden kann; we-
niger Orientierung an Regierungslogik und 

am Streben nach Posten.
Der 27-jährige Greifswalder Hennis Herbst 
legt einen Schwerpunkt auf die Bildungs-
politik – kompatibel zur Arbeit der Land-
tagsfraktion. Er will als Landesvorsitzender 
die Stärken im Landesverband identifizie-

ren und dort die Ressourcen konzentrie-
ren. Er will zudem stärkeren Einfluss in 
der Bundespartei ausüben. Der Rostocker 
Kreisvorsitzende warb für die Kandidatur 
von Hennis, der sich in den Kreisverbän-
den, auch in Rostock, schon vorgestellt 
hatte.
Die Delegierten hatten die Wahl zwi-
schen zwei durchaus unterschiedlichen 
Typen, und am Ende war das Ergebnis 
deutlich. Hennis zur Seite stehen die 

Stellvertreter*innen Jeannine Rösler 
und Nurgül Senli. Nurgül möchte ihre 
Erfahrungen als Gewerkschaftssekre-
tärin bei der EVG in die Parteiarbeit 
überführen, z.B. im Organizing: Mitglie-
der aktivieren und Kampagnen organi-
sieren, Aktivisten an die Partei binden. 
Als Kind einer Arbeiterfamilie hat sie 
ein Ohr für die Anliegen der Marginali-
sierten. Sie tritt für eine Verkehrs- und 
Klimawende ein, aber nicht auf dem 
Rücken der Beschäftigten, sondern so-
zial gerecht. Die wachsende migranti-
sche Community in M-V möchte Nurgül 

ansprechen. Sie hat schon wenig Freizeit, 
aber in dieser schwierigen Lage möchte 
sie ihren Beitrag leisten, dass es mit der 
Linken wieder aufwärts geht. 77% der De-
legierten überzeugte sie damit.
Was war für unsere Kreisverbände noch 
relevant? Karen Larisch wurde mit 75% 
wieder in den Landesvorstand gewählt. Sie 
wünscht sich eine kompetente(!) Sozialbe-
ratung in allen Kreisverbänden.  Mit Blick 
auf den Wahlkampf kritisierte sie den feh-
lenden Einsatz der Genoss*innen in ihrem 

Kreisverband bei Aktionen und 
Demos für den Frieden. Sie kriti-
sierte auch die fehlende Aufklä-
rung über Migrationsthemen, z.B. 
mit Blick auf die Ukrainer.  
Christian Albrecht entschied sich 
kurzfristig zu einer Kandidatur, da 
es zu wenig Bewerber gab. Er sieht 
sich als ein Aktivposten in allen 
Gremien, der strategische Fragen 
(Migration, Europa) voranbringen 
will. Hierzu müssten Beschlüsse 
gefasst und konsequent vertreten 
werden. Christian wurde mit 63% 
gewählt.
Michael Noetzel, ebenfalls Mit-
glied des Landtages und der Ro-
stocker Bürgerschaft, präsentier-
te sich als glühender Antifaschist. 

Debatten im Landtag würden ihm zeigen, 
dass es keine Brandmauer zur AfD gibt. Die 
Zukunft der Linken sieht er optimistisch, 
trotz teilweise spürbarer Resignation an 
der Basis. Er möchte weiter für eine offene 
optimistische Gesellschaft kämpfen. 86% 

der Delegierten gaben ihm ihre Stimme.

Anträge an den Parteitag gab es auch. Im 
A1 versucht Die Linke bis zur Landtagswahl 
ihr soziales und bildungspolitisches Profil 
zu schärfen. Aufbauend auf dem bisher in 
der Landesregierung Erreichtem werden 
weitere Fortschritte im Bildungswesen, bei 
der Pflege, in der Gesundheitsversorgung 
und beim Thema Gleichstellung gefordert. 
A1 wurde bei einer Enthaltung angenom-
men.
Im Antrag A2 ging es um den Frieden in 
der Welt. Bernd Blumenthal von der LAG 
Frieden brachte ihn ein. Die Deutschen 
müssten vor Russland keine Angst haben, 
denn die NATO gebe viel mehr Geld für Rü-
stung aus. „Wer muss eigentlich vor wem 
Angst haben“, fragte Genosse Blumenthal, 
der auch mit dem BSW für Frieden demon-
strieren möchte. Er entschuldigte sich 
dann quasi für den unausgegorenen An-
trag, der aber bei zwei Neinstimmen und 
sechs Enthaltungen angenommen wurde. 
Als Erstes will der neue Landesvorstand 
die Organisation des Friedensfestes in 
Graal-Müritz angehen. Das hat ja Tradi-
tion. Aber reicht das? Noch nie habe ich 
auf Landesparteitagen so viele Reden 
darüber gehört, dass Die Linke wieder 
ihr Alleinstellungsmerkmal als Friedens-
partei herausstellen müsse. Aber über 
bekannte Phrasen, markige Schlagworte 
wie „Kriegsbesoffenheit“ und das Schüren 
von Emotionen kam keine Rede hinaus. 
Durchdachte realistische Konzepte existie-
ren nicht mal im Ansatz (das gilt aber auch 
für die Gesamtpartei und ihre Stiftung). 
Kritik an Russland, schon vorher sowieso 
nur Pflichtübung, war praktisch überhaupt 
nicht mehr zu hören. Da fragt man sich, 
was uns vom BSW eigentlich trennt in der 
Außenpolitik. Und es passte ins Bild, dass 
der Gast Sören Pellmann die Trennung von 
Wagenknecht als Fehler bezeichnete.

Dem neuen Landesvorstand ist mehr Trans-
parenz bei seiner Arbeit zu wünschen. Die 
letzten zwei Jahre liefen nicht rund, für Au-
ßenstehende war dabei nur im Ansatz zu 
erkennen, woran das lag. Der eher selbst-
bezogene Rechenschaftsbericht von Peter 
Ritter ignorierte diese Probleme völlig. Die 
Aufgaben für den neuen Vorstand sind mit 
Blick auf die Landtagswahl in zwei Jahren 
enorm anspruchsvoll. Der Landesparteitag 
zeigte nur in Nuancen einen Weg aus der 
Krise. Die von Simone Oldenburg ausgege-
bene Devise „Keine Experimente“ passte 
da ganz gut. 

Text: Carsten Penzlin / Fotos: Die Linke 

AKTUELLES
BERICHT VOM LANDESPARTEITAG

Hennis Herbst

Dietmar Bartsch verabschiedet Peter Ritter
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KOMMUNALPOLITIK

Fortsetzung von Seite 1
Nach Informationsvorlagen (u.a. zur ak-
tuellen Situation der Unterbringung von 
Asylbewerbern und Flüchtlingen sowie zu 
einer Vereinbarung zwischen dem Land-
kreis und der Stadt Güstrow über Investi-
tionen in das Ernst-Barlach-Theater Gü-
strow) gab es den ersten, von vielen kaum 
registrierten, Paukenschlag. Es ging um 
die Ausschreibungen der im Herbst neu 
bzw. wieder zu besetzenden Stellen der 
Beigeordneten (Dezernenten) II und III, 
bisher von Stephan Meyer und Romuald 
Bittl (beide CDU) eingenommen. Der von 
der Verwaltung vorbereitete und im Kreis-
ausschuss bestätigte Ausschreibungstext 
für die Stelle des Dezernenten II, zugleich 
1. Stellvertreter des Landrates (zuständig 
u.a. für Ordnung, Investitionen, Immobili-
en, Gesundheitsamt, Veterinäramt), wurde 
plötzlich vom Vorsitzenden der CDU-Frak-
tion Axel Wiechmann hinterfragt. Er woll-
te nicht, dass dieser Dezernent auch 1. 
Stellvertreter des Landrates wird. Das war 
ein unverhülltes Misstrauensvotum gegen 
Herrn Meyer, der vor sieben Jahren auf 
Vorschlag der CDU in dieses Amt gewählt 
wurde und sich eigentlich wieder für die-
se Stelle bewerben wollte. Ob er das nach 
diesem Eklat noch tun wird, ist offen. 
Anschließend wurden zunächst Beschlüs-
se zur Fortschreibung des Schulentwick-
lungsplanes der allgemeinbildenden Schu-
len des Landkreises und zur Umsetzung 
des (völlig unterfinanzierten) Konjunktur-
programmes „Schulneubau“ des Landes 
sowie zur Annahme einer Spende (50.000 
€) für die Erneuerung der Theaterstühle 
des Ernst-Barlach-Theaters Güstrow ge-
fasst. Beschlossen wurde ebenfalls das Pi-
lotprojekt für die Einführung eines KRASS-
Deutschlandtickets (Zuschuss von 20 € für 
jedes verkaufte Deutschland-Ticket) für 
Schülerinnen und Schüler des Landkrei-
ses Rostock. Danach wurden Anträge der 
Fraktionen behandelt.
Die CDU-Fraktion legte zum dritten Mal Ih-
ren Antrag „Migration“ vor, der erstmals im 
Dezember 2023 als Ergänzungsantrag zu 
einem Antrag über eine Verlängerung des 
Vertrages über die bereits genutzte Flücht-
lingsunterkunft in Graal-Müritz eingebracht 
und mehrheitlich beschlossen worden war, 
aber den Sinn des Ursprungsantrages ins 
Gegenteil verkehrte. Denn es handelte 
sich um eine vor allem an den Bund und 
das Land gerichtete politische Erklärung 
und die rechtswidrige Aufforderung des 
Landrates, die Aufnahme von Flüchtlin-
gen abzulehnen. Gegen diesen Beschluss 
musste erwartungsgemäß anschließend 

der Landrat Widerspruch einlegen. Die 
Fraktionen von LINKE, SPD, GRÜNE und 
teilweise FDP/Einzelbewerber hatten die 
Dezembersitzung des Kreistages aus Pro-
test gegen diesen unsäglichen Beschluss 
verlassen, weil die weiteren Beschlussvor-
lagen zu Flüchtlingsunterkünften ebenfalls 
mit dieser politischen Deklaration beladen 
werden sollten. In der letzten Sitzung des 
Kreistages (wenige Wochen vor der Euro-
pa- und Kommunalwahl) brachte die CDU 
nun zwecks Wählerstimmenfang diese 
Erklärung erneut, diesmal aber als Einzel-
antrag, ein, um zu demonstrieren, dass 
sie wie die AFD und die von der AFD ab-
gespaltenen „Demokratischen Freidenker“ 
die weitere Aufnahme von Asylbewerbern 
und Flüchtlingen ablehnt und die bereits 
im Land wohnenden Migranten so schnell 
wie möglich wieder loswerden möchte. 
Karen Larisch aus unserer Fraktion sowie 
die Vertreter der SPD und GRÜNEN lehn-

ten in der Diskussion den Antrag ab. Ich 
konnte den von mir vorbereiteten Diskus-
sionsbeitrag (siehe Beitrag im Klartext auf 
Seite ..) nicht mehr einbringen, weil das 
Ende der Debatte beantragt und beschlos-
sen wurde. Dieser Antrag erreichte trotz 
zweimaliger Auszählung keine Mehrheit, 
weil die Mitglieder der Fraktionen AFD und  
„Demokratischen Freidenker“ dem Antrag 
überwiegend nicht zustimmten. Denn sie 
hatten diesen von der CDU stammenden 
Antrag bereits einmal wörtlich übernom-
men und eingebracht, dabei aber keine 
Zustimmung aus der CDU erfahren. So 
wurde schließlich ein Antrag beerdigt, der 
ohnehin wirkungslos geblieben wäre, weil 
der Kreistag keine bundes- und landespoli-
tische Zuständigkeit besitzt und der Land-

rat erneut Widerspruch einlegen müsste. 
Es war also wie erwartet viel Wahlkampf-
Lärm der CDU um Wählerstimmen.
Anschließend wurden Anträge der AFD und 
der CDU zu Arbeitsgelegenheiten für Asyl-
bewerber behandelt. Unsere Fraktion hat-
te wie die FDP dazu einen Änderungsan-
trag eingebracht, denn die Arbeitsmöglich-
keiten für Migranten sind außerordentlich 
wichtig für ihre Integration. Unser Antrag 
fand keine Mehrheit. Den mehrheitlich an-
genommenen CDU-Antrag haben wir ab-
gelehnt, weil er eine Diskriminierung der 
Flüchtlinge darstellte.
Im nichtöffentlichen Teil der Kreistagssit-
zung wurden Grundstücksangelegenheiten 
(u.a. für die Warnow-Klinik in Bützow) und 
Mietverträge für Ämter der Kreisverwal-
tung behandelt. Damit fand die denkwür-
dige letzte Sitzung des Kreistages in die-
ser Legislaturperiode ihren Abschluss. Die 
Hoffnung auf eine sachliche, den kommu-
nalen Aufgaben gerecht werdende Arbeit 
des Kreistages war im Doberaner Festsaal 
nicht sehr ausgebreitet.
Prof. Dr. Wolfgang Methling

Manuskript einer nicht gehaltenen 
Rede zum Antrag „Migration“ der 

CDU-Fraktion

Herr Präsident, Herr Landrat, liebe Kolle-
ginnen und Kolleginnen,
Ja: die Zuwanderung/Migration von Flücht-
lingen ist eine große Belastung für unser 
Land, für die Kommunen und Menschen 
vor Ort. 
Nein: es können nicht alle zu uns kommen, 
„die mühselig und beladen sind“ (Matthä-
us 11:28-30), denn sie können entweder 
das Geld für Schleuser und Reisen nicht 
aufbringen oder ertrinken im Mittelmeer 
oder werden in gefängnisähnlichen Flücht-
lingslagern an den Außengrenzen Europas, 
in Nordafrika und Ruanda interniert. Das 
sind die Fakten nach Statistiken des UN-
Flüchtlingsrates:
Ende 2023 gab es in verschiedenen Län-
dern der Welt 75,9 Mio. Binnenflüchtlinge. 
Allein im Jahr 2023 waren 46,9 Mio. hin-
zugekommen, davon 26,4. Mio. wegen Na-
turkatastrophen, 20,5 Mio. wegen Krieg, 
Gewalt, Verfolgung u.a. 
Manchmal zeigt man uns im Fernsehen 
Bilder des Schreckens. Wir sehen fast täg-
lich das Elend und die Not. Deshalb wun-
dere ich mich, dass man sich wundert, 
dass so viele Menschen Zuflucht in Euro-
pa, in Deutschland suchen. Sie sind über 
Smartphone und andere Kanäle darüber 
informiert, dass man hier besser, oder 

BERICHT AUS DEM KREISTAG (1)
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überhaupt leben kann. Sie suchen für sich 
oder ihre Kinder den Weg in eine bessere 
Zukunft, sie nehmen sogar das Risiko des 
Ertrinkens auf sich. 
Krieg, Gewalt, Armut, Not und Hunger wa-
ren schon immer die Hauptgründe für die 
Migration von Menschen. So war es auch 
bei meinen Vorfahren. Ich habe nämlich 
auch einen „Migrationshintergrund“. 
Meine Mutter war ein Flüchtling aus 
Bessarabien (Provinz im heutigen 
Moldawien und in der Ukraine), nicht 
weit entfernt von der Region, in der 
seit über zwei Jahren Russland den 
Krieg gegen die Ukraine führt. Die 
Vorfahren meiner Mutter waren um 
1815 aus Württemberg (Region nörd-
lich von Stuttgart) in die Schwarzer-
de-Region nördlich des Schwarzen 
Meeres ausgewandert. Sie folgten 
einer Einladung der russischen Zaren 
(Katharina, II., und folgenden Zaren), 
sich dort und anderswo (z.B. an der 
Wolga) anzusiedeln. Die Vorfahren 
meiner Mutter waren Wirtschafts-
flüchtlinge, genauso wie die armen 
Deutschen, die nach Nord- und Sü-
damerika auswanderten und dort 
eine neue Heimat suchten. Die fünfte 
Generation der aus dem Schwaben-
land ausgewanderten Deutschen 
wurde dann 1940 auf der Grundlage 
des Hitler-Stalin-Paktes „heim ins 
Reich“ geholt, verbrachte neun Mo-
nate in schlimmen Flüchtlingslagern 
in Deutschland (meine Mutter auf 
der Hubertusburg bei Wermsdorf, 
Sachsen, wo ihre Mutter und Groß-
mutter an Tuberkulose starben). 1941 
wurden sie in den Warthe-Gau nach Po-
len umgesiedelt. Dort „übernahmen“ sie 

die Höfe polnischer Bauern, die dann oft 
als Knechte bei ihnen arbeiten „durften“. 
Im Februar 1945 flohen sie vor der Roten 
Armee in Richtung Westen, nach Deutsch-
land. Meine Mutter blieb mit ihrer Familie 
in Kavelstorf, weil sie meinen Vater ken-
nenlernte. Hier fand sie ihre neue Heimat, 
wie so viele in den Dörfern und Städten 

des Landes. Auf dem Gebiet von Mecklen-
burg-Vorpommern lebten 1946 1,8 Mio. 
Menschen, doppelt so viele wie 1945. Die 

zugewanderten Flüchtlinge hatten wesent-
lichen Anteil am Wiederaufbau des Landes 
nach dem furchtbaren, von den Nazis ver-
schuldeten Zweiten Weltkrieg.  Allerdings 
berichtete sie uns oft davon, dass sie, die 
deutschen Flüchtlinge, in Kavelstorf und 
anderswo alles andere als willkommen ge-
heißen wurden. Ihre Botschaft an uns, ihre 

drei Söhne lautete: Nie wieder Krieg! 
Und: Nächstenliebe!
Meine Mutter war eine streng gläubi-
ge Christin, ja sogar einmal für kurze 
Zeit Mitglied der CDU. Sie würde sich 
im Grabe umdrehen, wenn sie erfah-
ren würde, dass eine Partei, die sich 
auf christliche Werte beruft, wie die 
CDU, einen solchen Antrag gegen 
die Aufnahme von Flüchtlingen stellt. 
Von der AFD erwartet man ja nichts 
anderes, aber von der CDU? Das hät-
te sie nicht verstanden, denn dieser 
Antrag widerspricht christlichen Wer-
ten der Nächstenliebe, so wie ich sie 
im Konfirmandenunterricht gelernt 
habe und von kirchlichen Kanzeln 
und in Sonntagsreden vernehme. 
Dieser Antrag der CDU ist nicht nur 
unchristlich, er ist eine populistische 
Deklaration, um Wählerstimmen im 
Wettbewerb mit der AFD zu gewin-
nen. Das wird Ihnen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der CDU-Fraktion, 
aber nicht viel bringen, wie die Um-
fragen belegen!
Ich kann Ihnen und allen anderen, 
die sich auf humanistische Werte des 
„Christlichen Abendlandes“ bezie-
hen, nur den Appell von Marcel Reif 

im Deutschen Bundestag zurufen: „Sei ein 
Mensch!“. Ihren Antrag lehnen wir ab. 
Prof. Dr. Wolfgang Methling

79. Jahrestag der Befreiung von Faschismus und Krieg
 
Einige Bürger von Schwaan und den Gemeinden haben am Ehren-
mal auf dem Friedhof in Schwaan ein Gebinde niedergelegt und 
an die über 50 Millionen Toten des 2. Weltkrieges gedacht. Der 8. 
Mai ist und bleibt für uns der Tag der Befreiung von Faschismus 
und Krieg, auch für die jetzige Generation, die nach dem 2. Welt-
krieg unzählige Kriege auf der Erde miterleben musste.
Der Krieg in der Ukraine ist seit 803 Tagen Realität, und diploma-
tische Aktivitäten zur Beendigung des Krieges sind in weite Ferne 
gerückt. Auch unsere Regierung und eine Vielzahl von Politikern 
fordern immer mehr Waffenlieferungen an die Ukraine und spal-
ten das deutsche Volk mit der Forderung: „Deutschland muss 
kriegstüchtig werden“. Kein Wort zur Entspannungspolitik, zu 
Friedensbemühungen in den Kriegsgebieten, zu Krisenprävention 
statt Aufrüstung. Soll mit diesen Aktivitäten ein Atomwaffenein-
satz oder der 3. Weltkrieg provoziert werden?
Nein, das will die Mehrheit der Bevölkerung nicht. Sie will dauer-
haften Frieden zwischen und innerhalb von Nationalstaaten, Re-
ligionen und Bevölkerungsgruppen. Frieden bedeutet auch, dass 
keiner hungern muss, dass Menschen lernen und arbeiten und in 
Freiheit leben können bzw. Menschenrechte eingehalten werden.
Das Kinderlied von 1949 „Kleine weiße Friedenstaube“ sollte 
für unsere „Friedenstüchtigkeit“ in den Kindergärten und Grund-
schulen wieder gesungen werden. Die Kindergärtnerin Erika 

Schimmer aus Nordhausen, heute 92 Jahre alt, hat dieses Lied 
geschrieben und komponiert, unter dem Eindruck der Folgen 
des Zweiten Weltkriegs. Und das Lied von Reinhard Mey (1986): 
“Nein, meine Söhne gebe ich nicht“ ist heute aktueller denn je.
Manfred Klein, Letschow
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WAHLEN
WAHLAUSWERTUNG ROSTOCK

Die Europa- und Kommunalwahlen 
waren für DIE LINKE in großen Tei-
len ein Desaster. Bundesweit müs-
sen wir festhalten, dass das be-
reits schlechte Ergebnis der letz-
ten Europawahl nochmals deutlich 
unterlaufen wurde und wir uns in 
den Stimmen nahezu halbiert ha-
ben. In Mecklenburg-Vorpommern 
mussten wir ebenfalls derbe Verlu-
ste hinnehmen. Von 13,9 Prozent 
bei der letzten Europawahl sind wir 
sogar auf 4,9 Prozent abgerutscht, 
so wie es insgesamt im Osten nicht 
gelungen ist, die für andere Wahlen 
so entscheidende 5-Prozent-Hürde 
zu überspringen. Auch in Rostock 
haben wir uns – wenngleich auf 
einem höheren Niveau – halbiert 
und lediglich 8,4 Prozent einge-
fahren. Diese Zahlen verdeutlichen 
die tiefe und existenzgefährdende 
Krise der LINKEN.
Auch bei der Wahl zur Bürgerschaft 
müssen wir resümieren, dass es 
uns nicht gelungen ist, weiterhin 
stärkste Kraft zu bleiben. Beson-
ders schmerzhaft ist es zudem, 
dass es den rechtsextremen Ver-
fassungsfeinden der AfD auch in 
Rostock gelungen ist, die Pole Po-
sition zu erreichen. Angesichts der 
desolaten Situation der Bundes-
partei, die alles andere als Rücken-
wind im Wahlkampf war, und dem 
gesellschaftlichen Rechtsruck ist 
es dennoch gelungen, uns vor Ort 
signifikant vom Bundestrend abzu-
koppeln. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die 
Rostocker*innen deutlich zwi-
schen den Ebenen unterschieden 
haben und die kommunalpolitische 
Arbeit unserer Bürgerschaftsfrak-
tion, unserer Ortsbeiräte und un-
serer Oberbürgermeisterin gewür-
digt haben. Mit 14,5 Prozent sind 
wir deutlich über dem Ergebnis der Euro-
pawahl. Dies ist auch ein Fingerzeig dafür, 
dass wir mit unserer Kampagne, die eng 
an das positive Wirken von Eva geknüpft 
war, Früchte getragen hatte. Die höchsten 
Verluste erleiden wir in der „Platte“, hier 
hat sich der negative Trend seit 2015 fort-
gesetzt. Konkret sieht es wie folgt aus: 
Groß-Klein (-11,3 %), Schmarl (-11,2 %), 
Lichtenhagen (-10,3 %), Lütten Klein (-9,5 
%), Dierkow (-9,1 %), Toitenwinkel (-8,4 %), 
Evershagen (-7,8 %). 
Zusammen mit den Stimmverlusten in 
Reutershagen (-7,5 %) und der Südstadt 
(-6,4 %) summieren sich in den genannten 

Stadtteile die Verluste auf 12.571, 
das entspricht fast 90 Prozent un-
seres Gesamt-Stimmenverlustes. 
Absolute Zugewinne erzielen wir 
lediglich im Wahlbereich 4. So 
konnten wir in der KTV 1.307 Stim-
men und in Stadtmitte 285 Stim-
men hinzugewinnen. Im prozentu-
alen Saldo haben wir in der KTV 
um 3,2 Prozent hinzugewonnen 
und im Hansaviertel 0,1 Prozent 
hinzugewonnen. Mit Blick auf die 
Zusammensetzung der absoluten 
Stimmen zeigt sich eine Umkehr 
im Vergleich zu 2019. Die Bedeu-
tung des Wahlbereich 4 für das Ge-
samtergebnis steigert sich auf 32 
Prozent (+ 10,4 %). Fast ein Drittel 
aller Stimmen kommt aus KTV und 
Stadtmitte. In der KTV ist es uns 
sogar als einzigem Stadtteil gelun-
gen, stärkste Kraft zu werden und 
alle Wahllokale zu gewinnen. Die 
Wahlbereiche 1 und 2 schwinden 
im Gegenzug in ihrer Bedeutung 
als wesentlicher „Stimmenliefe-
rant“. 
Eine zentrale Aufgabe wird es in 
den kommenden Monaten daher 
sein, die richtigen Lehren zu zie-
hen, um das verloren gegangene 
Vertrauen in den Großwohnsied-
lungen zurückzugewinnen. Hier 
wird es zentral sein, sich auch in-
tensiv mit dem BSW als neue poli-
tische Kraft auseinanderzusetzen. 
Weiterhin wird es notwendig sein, 
die Präsenz in den Stadtteilen 
auch zwischen den Wahlkämpfen 
wieder spürbar zu erhöhen. Bür-
gersprechstunden, Stadtteilspa-
ziergänge, Haustürgespräche, die 
Verteilung lokal zugeschnittene In-
fomaterialien und andere Formate 
können Mittel sein, um dieses Ziel 
zu erreichen. Hierzu wird es unab-
dingbar sein, auch die Strukturen 

der Partei in den Stadtteilen auf den kri-
tischen Prüfstand zu stellen, wachsen die 
weißen Flecken, in denen wir nicht oder 
nur noch marginal vertreten sind, stetig 
weiter. Eine weiter vertiefende Analyse des 
Wahlergebnisses und das Ziehen der rich-
tigen Schlüsse wird eine zentrale Aufgabe 
des neuen Kreisvorstandes werden, der 
Anfang September gewählt werden wird.       

Karsten Kolbe
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WAHLAUSWERTUNG LANDKREIS ROSTOCK
Die Aufarbeitung der schmerzhaften 
Wahlergebnisse der EU- und Kommunal-
wahlen unserer Gesamtpartei Die Linke 
bedarf einer umfassenden Analyse der 
Ursachen und Problemlagen nicht nur in 
den gewählten Gremien, sondern mit al-

len Genoss*innen, Sympathisant*innen 
und Unterstützer*innen, die intensiv und 
sich mit viel Herzblut in den Wahlkampf 
einbrachten. Dafür zollt ihnen allen Aner-
kennung und Hochachtung. Wir wollen an-
knüpfen an die gute und erfolgreiche Arbeit 
vieler bisheriger Abgeordneter im Kreistag, 
in den Gemeinden und Stadtvertretungen. 
Das wird umso schwerer sein, da wir einen 
herben Verlust der Mandate zu verkraften 
haben. Unser Kreiswahlergebnis liegt bei 
8,9 % Stimmenanteil, damit fast eine knap-
pe Halbierung des Ergebnisses von 2019. 
Somit wurden Prof. Dr. Wolfgang Meth-
ling, Karen Larisch, Birgit Schwebs, Lydia 
Fahed, Peter Georgi und Margitta Maerz 
gewählt. Diesen gewählten Vertreterinnen 
und Vertretern, sowohl für den Kreistag, 
als auch für die Gemeindevertretungen 
wünschen wir viel Schaffenskraft. 

Das problematische Wahlergebnis war lei-
der seit längerer Zeit erwartbar. Die Grün-
de und Ursachen sind umfangreich und 
müssen gemeinsam rational aufgearbeitet 
werden, ohne eine weitere, teils emotiona-
le „Zerlegung“ der Partei zu bewirken. 

Gründe wären aus unserer Sicht u.a.:
1. Als Gesamtpartei zeigen wir zu wenig, 
was mit und für die Bürger durch unsere 
Abgeordneten in den jeweiligen Parlamen-
ten erzielt wurde, an positiven Veränderun-
gen für das Leben der Menschen vor Ort. 
Da binde ich ausdrücklich auch das positi-
ve Wirken linker Politik in Regierungsver-
antwortung in MV mit ein, da wir zu wenig 
öffentlich kommuniziert und aufgezeigt ha-
ben. Dabei denke ich an die gebührenfreie 
Kita für die Familien, auch wenn diese Fi-
nanzierung auf die Kommunen übertragen 
wurde. Des Weiteren denken wir an das 29 
€ Ticket für Senioren und Auszubildende, 
den Feiertag am 8. März und nicht zuletzt 
die mehr als überfällige Wahlberechtigung 
für Jugendliche ab dem 16. Lebensjahr.
2. Unsere Partei wurde nicht mehr mit 
ihrem bisherigen Alleinstellungsmerkmal 
„konsequente Friedenspartei“ zu sein, 
wahrgenommen. Darin sehen wir einen 
großen Anteil unseres Wahlverlustes, 
was insbesondere mit dem Agieren des 
„Schlingerkurses“ auf Bundesebene zu 
tun hat, aber teilweise zu zögerliche Un-
terstützung der Friedensinitiativen seitens 
der Linken-Basis durch unseren Landes-
verband, wie Teilnahme & Unterstützung 
der  zwei großen Friedenskundgebungen 
in Berlin. Da möchten wir besonders das 
Engagement der Friedensgruppe aus Nien-
hagen, der Schwaaner Basis-Gruppe und 
einer Gruppe engagierter „friedensbeweg-
ter“ Rostocker hervorheben. Es gab aber 
insgesamt zu wenig laute Forderungen zu 
einer offensiven „Europäischen Friedens-
initiative“ zur Erzielung eines Waffenstill-
standes, forcierten diplomatischen Lösun-
gen und Forderungen zu keinerlei Waffen-
lieferungen. Es fehlt in der Führung der 
Bundespartei der konsequente Widerstand 
gegen Aufrüstung und Militarisierung, die 
nur globalen wirtschaftlichen und geostra-
tegischen Interessen einer kapitalistischen 
Finanzoligarchie dient. Auch das zeigen 
wir den Menschen zu wenig auf. 

3. Weiterhin ist es uns nicht klar genug ge-
lungen, die Ziele, die die Führungs-Eliten 
der AfD verfolgen, zu „entzaubern“. Zu 
wenig Bürger verfolgen, wie die AfD in den 
Parlamenten agiert und Abstimmungen 
trifft. Viele Wähler*innen der AfD wissen 
nicht, dass diese Partei unter anderem 
gegen die Erhöhung des Mindestlohnes, 
gegen die Mindestvergütung der Auszubil-
denden stimmen sowie für eine radikale 
Kürzung der Sozialausgaben und für die 
Einführung von „Zwangsarbeit“ stehen. 
Sie lehnen nicht nur die Vermögenssteuer 
ab, sondern setzen sich für Steuererleich-
terungen der Spitzenverdiener ein. Leider 
sind diese Fakten vielen Wähler*innen 
nicht bewusst und werden oftmals ver-

drängt, wenn es sie selbst nicht direkt be-
trifft. Das populistische Agieren und Wir-
ken konnten wir nicht ausreichend entlar-
ven. Die AfD versteht es leider, dem „Volke 
zum Munde zu reden“, um es für ihre Ziele 
zu nutzen. Leider verfängt damit auch ihre 
militante, menschenverachtende Migrati-
onspolitik.

Von diesen teils globalen Herausforderun-
gen müssen wir auch auf unserer eigenen 
Ebene besser werden. Wir müssen mehr in 
den Austausch treten - einerseits wir unter-
einander, andererseits mit den Menschen 
auf den Straßen. Unsere Inhalte aus den 
Gemeindevertretungen und dem Kreistag 
müssen wir raus in die Welt schreien. 
Denn aus dieser Krise müssen wir uns 
selbst herausarbeiten. Leider haben wir 
für unseren Kreisverband mit Kevin Zenker 
nur noch einen Regionalgeschäftsführer, 
der für zwei Kreisverbände zuständig ist. 
Die Arbeit kann er nicht alleine überneh-
men. Wir müssen alle anpacken, keiner 
wird uns an die Hand nehmen, wir sind 
ganz alleine verantwortlich. In diesem Sin-
ne wird der Bundesparteitag in Halle/Saa-
le ein wichtiger Fingerzeig für den weiteren 
Verlauf: dort muss die Partei auf LINKS ge-
dreht werden. 
Unser Ziel ist es wieder eine Kümmerer-
partei zu werden und wir müssen uns wie-
der auf folgende Schwerpunkte konzen-
trieren: reale Friedenspolitik, soziale Steu-
ergerechtigkeit, auf ökologische Nachhal-
tigkeit, in sozialer Verantwortung, auf die 
Gleichstellung von Frau und Mann und von 
Ost und West. 

Herzlichst

Rosi Panowa & Nico Arndt 
Kreisvorsitzende KV Landkreis Rostock

Gut gerüstet in den Wahlkampf - Maria und 
Jennyfer, Foto: B. Kirchhainer
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KOMMUNALPOLITIK

Am 17. Juli traf sich die neu gewählte 
Bürgerschaft zur ersten Sitzung. Das äl-
teste Mitglied, Brigitte Dade vom BSW, 
eröffnete die konstituierende Sitzung. 
Acht Mitglieder hat unsere neue Fraktion  
(Foto), die deutlich jünger geworden ist: 
Christian Albrecht (Vors.), Nurgül Sen-
li (stv. Vors.), Robert Kröger (stv. Vors.), 
Lisa Kranig, Hannes Möller (neu), Michael 
Noetzel (neu), Jutta Reinders und Kristin 
(Tini) Schröder. Nicht mehr Mitglied der 
Fraktion ist Eric Adelsberger (Die Partei), 
der sich mit FDP und UfR zusammentut. 
Ein paar neue Gesichter gibt es  bei unse-
ren sachkundigen Einwohner*innen, z.B. 
die Leiterin des Sozialamtes im Landkreis 
Rostock Ina-Maria Fahning im Sozialaus-
schuss.
Nachfolger von Regine Lück im Amt des 
Bürgerschaftspräsidenten ist der Arzt Dr. 
Heinrich Prophet von der CDU. Zu seiner 
1. Stellvertreterin wurde Jutta Reinders 
gewählt. Glückwunsch! Der AfD-Kandidat 
Michael Meister, der ausgerechnet Willy 
Brandts Forderung nach mehr Demokra-
tie zitierte und eine Ende der Brandmau-
er gegen die AfD forderte, erhielt deutlich 

weniger Stimmen, aber mehr, als die AfD 
Mandate in der Bürgerschaft hat. Die AfD 

wird im Präsidium nicht vertreten sein. 
Die AfD wird jedoch in den Ausschüssen 
mitarbeiten, da deren Mitglieder nicht ge-
wählt, sondern von den jeweiligen Fraktio-
nen benannt werden. Unsere Fraktion hat 

die deutliche Erwartung, dass die AfD in 
der Bürgerschaft isoliert bleibt – anders 
als z.B. in den Kreistagen, wo CDU und 
AfD immer wieder gemeinsame Sache 
machen. Wie lange die „Brandmauer“ in 
Rostock hält, bleibt offen. Die CDU wird 
es sich im Hinblick auf die Landtags-
wahlen in zwei Jahren vielleicht nicht 
nehmen lassen, Anträge mit rechtem 
gesellschaftspolitischem Gedankengut 
einzubringen, von denen klar ist, dass sie 
nur mit Stimmen der AfD Erfolg haben 
können.
Das Bündnis Sahra Wagenknecht mit sei-
nen fünf Leuten sitzt zwischen SPD und 
Linken. Inwieweit die Hoffnung auf „linke“ 
Mehrheiten z.B. für sozialpolitische Anträ-
ge tragen wird, muss sich zeigen. In ande-
ren Gremien hat das BSW bereits durch 
die Ablehnung entsprechender Anträge 
geglänzt. Das BSW muss sich ja generell 

noch entscheiden, ob es Fundamentalop-
position will oder mitgestalten. Das wird 
aber in einer Villa im Saarland entschie-
den.
Carsten Penzlin

BERICHT AUS DER BÜRGERSCHAFT

BERICHT AUS DEM KREISTAG (2)
Bericht über die Konstituierung des 
Kreistages Landkreis Rostock am 
10.7.2024
von Prof. Dr. Wolfgang Methling

Nach meiner Eröffnungsrede als Altersprä-
sident des Kreistages (in der September-
ausgabe) hatte ich die ersten Punkte der 
Tagesordnung zu leiten. Dazu gehörte die 
Bekanntgabe der gebildeten Fraktionen:
- CDU (19 Mitglieder)
- AfD/Bündnis Deutschland (19 Mitglieder)
- SPD (10 Mitglieder)
- DIE LINKE (6 Mitglieder)
- Bürgermeisterliste BL (5 Mitglieder)
- FDP/Freie Wähler (4 Mitglieder)
- Bündnis 90/Die Grünen/Einzelbewerber 
EB) (4 Mitglieder).
Jeweils ein fraktionsloses Mitglied vertritt 
Die Heimat (ehem. NPD) und Die Basis. 
Bei der folgenden Wahl als Kreistagsprä-
sident erhielt Veikko Hackendahl (CDU) 
folgendes Abstimmungsergebnis: 53 Ja, 
7 Nein, 6 Enthaltungen. Er wurde also mit 
großer Mehrheit, auch mit den Stimmen 
der LINKEN gewählt. Unsere Fraktion hat-
te für alle Wahlgänge geheime Wahl gefor-
dert. 
Nach den Beschlüssen über die Hauptsat-
zung und die Geschäftsordnung konnten 
dann weitere Wahlen stattfinden. Bei der 

Wahl der 1. Vizepräsidentin erhielt Birgit 
Czarschka (SPD) auch mit unserer Unter-
stützung 36 Stimmen, für Steffi Burmeister 
(AfD) stimmten 26 Kreistagsmitglieder, es 
gab 4 Enthaltungen. Für die Wahl des 2. 
Stellvertreters des Kreistagspräsidenten 
trat ich gegen Frau Burmeister an. Wir 
hatten gehofft, dass die CDU meine Kandi-
datur unterstützt, weil eigentlich Konsens 
war, dass der Kreistagspräsident nicht von 
einem AfD-Mitglied vertreten werden soll. 
Das Ergebnis von 30 Stimmen für Frau 
Burmeister und 29 Stimmen für mich, bei 
6 Enthaltungen und einer ungültigen Stim-
me(!) belegt, dass die CDU diese Nagelpro-
be nicht bestanden hat. Die Brandmauer 
ist endgültig eingestürzt und wir wissen für 
die künftige Arbeit, woran wir mit der CDU 
sind. Die weiteren vier Präsidiumsmitglie-
der wurden offen im Block gewählt, außer 
mir noch Marko Porm (BL), Joachim Schau-
er (FDP/Freie Wähler) und Dr. Reinhard 
Dettmann (Bündnis 90/Die Grünen/EB).
Schließlich wurden die Vertreter der Frak-
tionen für die Ausschüsse und weiteren 
Gremien gewählt. Unsere Fraktion hat Sitz 
und Stimme im
- Kreisausschuss: Karin Schmidt (Vertre-
tung Birgit Schwebs)
- Eigenbetriebsausschuss: Peter Georgi 
(Vertretung Peter Hörnig/SEW)

- Jugendhilfeausschuss: Birgit Schwebs 
(Vertretung Margitta Maerz)
- Rechnungsprüfungsausschuss: Peter Ge-
orgi
- Ausschuss für Haushalt und Finanzen: Dr. 
Bernd Losand (SEW)
- Ausschuss für Wirtschaft, Landwirt-
schaft, Bau, Planung und Umwelt: Dr. Peter 
Strauer/SEW
- Ausschuss für Bildung, Kultur und Jugend: 
Margitta Maerz
- Ausschuss für Familie, Senioren, Soziales 
und Gesundheit: Karen Larisch
- Aufsichtsrat Regionalbus Rostock GmbH: 
Peter Hörnig/SEW
- Verbandsversammlung des Planungsver-
bandes Region Rostock: Sven Sauer/SEW
- Verbandsversammlung des Sparkas-
senzweckverbandes OSPA: Peter Hörnig/
SEW (Vertretung Peter Georgi)
- Verwaltungsrat der OSPA: Dr. Peter 
Strauer/SEW
- Mitgliederversammlung Landkreistag: 
Karin Schmidt (Vertretung Birgit Schmidt)
- Gesundheitsausschuss des Landkreista-
ges: Susanne Krone/SEW
Wir werden alle Anstrengungen unterneh-
men, im Kreistag, in den Ausschüssen und 
Gremien mit Anträgen und Diskussionsbei-
trägen DIE LINKE als kompetente kommu-
nalpolitische Kraft zu repräsentieren.
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Flüchtlinge aus der Ukraine haben ein 
Recht auf Bürgergeld und Frieden

11. Juli 2024: Zum Antrag der AfD-Frak-
tion „Kein Bürgergeld für ukrainische 
Flüchtlinge“ erklärt die sozial- und 
migrationspolitische Sprecherin der 
Linksfraktion, Steffi Pulz-Debler: 
„Seit Monaten wird gegen Arbeitslose so-
wie Asylbewerberinnen und Asylbewerber 
gehetzt, jetzt werden die Geflüchteten aus 
der Ukraine ins Visier genommen. Die AfD 
macht das, was sie am besten kann: Men-
schen gegeneinander ausspielen, heute 
deutsche Bürgergeldempfängerinnen und 
-empfänger gegen ukrainische Geflüchte-
te.
Die Entscheidung, Geflüchtete aus der 
Ukraine pauschal anerkannten Asylbewer-
bern gleichzustellen, war und ist ein Akt 
der Solidarität und zugleich eine riesige 
Bürokratieentlastung, denn sonst hätte es 
mehr als eine Millionen Asylanträge beim 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge gegeben. Die-
se wären ohnehin bewilligt 
worden, weil die Ukrainerin-
nen und Ukrainer vor einem 
Krieg fliehen und damit An-
recht auf subsidiären Schutz 
haben. Und wer diesen ge-
währt bekommt, erhält Bür-
gergeld! Widerlegt ist inzwi-
schen auch die Mär, dass die 
im europäischen Vergleich 
höheren Sozialleistungen in 
Deutschland eine Art Ma-
gnetwirkung auf Geflüchtete 
hätten. In Relation zur Bevöl-
kerung nehmen Länder, die 
direkt an die Ukraine angren-
zen, die Tschechische Repu-
blik, Estland, Lettland, Litau-
en und Bulgarien, mehr Geflüchtete auf als 
Deutschland und die Sozialleistungen sind 
in diesen Ländern deutlich geringer!
Selbstverständlich gilt auch für Ukrainer 
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung. 
Niemand kann gezwungen werden, in 
einen Krieg zu ziehen und sich töten zu 
lassen oder selbst töten zu müssen. Statt-
dessen sollten endlich konkrete Frieden-
sinitiativen in Gang gesetzt werden, um 
das Töten und die weitere Zerstörung der 
Ukraine zu beenden.“

Lehrkräftebildung auf neuem Niveau – 
hochwertig und flexibel

10. Juli 2024: Zum Beschluss des Leh-
rerbildungsgesetzes erklärt die Vorsit-
zende und bildungspolitische Spreche-
rin der Linksfraktion, Jeannine Rösler: 
„Mit dem Gesetz machen wir die Lehrkräf-

teausbildung in Mecklenburg-Vorpommern 
attraktiver und effizienter. Der bisherige 
Vorbereitungsdienst war häufig zu lang, 
das Studium verlief zu oft nicht erfolgreich. 
Künftig kann das Referendariat durch 
die Anrechnung schulpraktischer Ausbil-
dungsanteile und berufspraktischer Tätig-
keiten um bis zu sechs Monate verkürzt 
werden. Dies gibt den Lehramtsanwär-
terinnen und -anwärtern die Möglichkeit, 
schneller in den Beruf einzusteigen – das 
wird dem akuten Bedarf an Lehrkräften 
besser gerecht. Theoretische und prakti-
sche Ausbildungsinhalte werden besser 
aufeinander abgestimmt.
Eine wichtige Neuerung ist auch die Ver-
knüpfung des Prüfungszeitpunkts mit dem 
Ende des Vorbereitungsdienstes, was eine 
sofortige Übernahme der Absolventinnen 
und Absolventen in den Schuldienst er-
möglicht. Darüber hinaus werden Sonder-
zuschläge für Referendare im öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis einge-

führt, um den Einstieg in den Schuldienst 
attraktiver zu gestalten, besonders in länd-
lichen Regionen und Mangelfächern.
Ein weiterer Schwerpunkt ist die Öffnung 
des Schuldienstes für weitere pädago-
gische Fachkräfte. Durch die verstärkte 
Integration von Sozialpädagoginnen und 
-pädagogen, Assistenz- und Förderlehr-
kräften verbessern wir die Unterrichtsqua-
lität und fördern die individuelle Förderung 
der Schülerinnen und Schüler.
Ziel des Engagements aller Beteiligten ist 
eine qualitativ hochwertige und flexible 
Lehrkräftebildung in Mecklenburg-Vor-
pommern.“

Lehrkräftemangel entgegenwirken – CDU 
will die Reform nicht verstehen und 

schürt Ängste

10. Juli 2024: Zur Aktuellen Stunde 
„Für bessere Bildung in Mecklenburg-
Vorpommern – Gegen Einheitslehrer, 
Einheitsschulen, Einheitsbrei“ erklärt 
die Vorsitzende und bildungspolitische 
Sprecherin der Linksfraktion, Jeannine 
Rösler:  
„Die CDU hat sich in der Aktuellen Stunde 
der Landtagssitzung erneut mit einer Wel-
le veralteter und unbegründeter Ängste zur 
Einführung des Stufenlehramts geäußert. 
Entweder sie versteht die Reform nicht 
oder sie verfolgt wider besseres Wissen 
die Ziele, bei allen Beteiligten Unsicherhei-
ten zu schüren und die Politik der Landes-
regierung zu diffamieren.
Die Reform, die jetzt auf den Weg gebracht 
wird, zielt darauf ab, die Ausbildung von 
Lehrkräften für Regionale Schulen und 

Gymnasien zusammenzu-
legen und somit dem Lehr-
kräftemangel zu begegnen.
Die CDU verbreitet die 
Unwahrheit und behaup-
tet, dass das Gymnasium 
abgeschafft werden soll. 
Aber auch durch ständige 
Wiederholung wird diese 
Aussage nicht wahr. Die 
CDU ist nicht willens, die 
positiven Wirkungen der 
Reform anzuerkennen. Die 
Fakten sprechen jedoch 
für sich: Das Gymnasium 
bleibt selbstverständlich 
bestehen und wird durch 
die verbesserten Ausbil-
dungsstandards sogar ge-
stärkt.

Die gegenwärtige Struktur der Lehrkräfte-
ausbildung an der Uni Rostock zeigt, dass 
kaum Unterschiede zwischen dem Lehr-
amt für Regionale Schulen und Gymnasien 
bestehen. Das neue Stufenlehramt ist folg-
lich ein Upgrade. Lehrkräfte werden viel-
seitiger ausgebildet und besser auf die un-
terschiedlichen Herausforderungen an den 
Schulen vorbereitet. Die Reform wird die 
Flexibilität und Widerstandsfähigkeit unse-
res Bildungssystems spürbar erhöhen. Die 
CDU sollte ihre ideologischen Scheuklap-
pen ablegen und erkennen: Durch die Dop-
pelqualifizierung von Gymnasial- und Re-
gionalschullehramt schaffen wir mehr At-
traktivität für das Lehramtsstudium, mehr 
Flexibilität beim Einsatz der Lehrkräfte und 
sparen nicht zuletzt Ressourcen.“

AUS DEM LANDTAG



KLARTEXT 4/2024 Seite 10

Seit Monaten nimmt die rechte Gewalt in 
Mecklenburg-Vorpommern zu. Die Wahler-
gebnisse zu EU-Wahl und zu den Kommu-
nalwahlen in Mecklenburg-Vorpommern 
haben mit hohen Zustimmungswerten 
zu den sozial ungerechten, wirtschaft-
lich schädlichen und menschenverach-
tenden AfD-Politikangeboten auch die 
Bereitschaft zu rechter Gewalt gegen 
Menschen unterschiedlicher Herkunft 
und politischer oder religiöser Orien-
tierung befördert. Die jüngsten rechten 
Straftaten, wie der Angriff auf zwei af-
ghanische Mädchen in Grevesmühlen, 
das Zeigen des Hitlergrußes aus einer 
rechten Gruppierung auf der Schweriner 
Schlossbrücke, die brutale Gewalttat 
gegen einen Jugendlichen in Rostock, 
der sich gegen das Zeigen eines Hitler-
grußes gewandt hatte, und weiterer aus-
länderfeindlicher und nazistischer Vor-
kommnisse an diesem Wochenende be-
stätigen diese gefährliche Entwicklung.
Wir fordern deshalb alle demokratischen 
und zivilgesellschaftlichen Kräfte auf, 
der rechten Gewalt und nazistischen In-
doktrination durch die AfD und anderer 
rechtsextreme Gruppen entschieden ent-
gegenzutreten. Den menschenverachten-
den rechten Straftaten muss konsequent 
begegnet werden, sowohl im politischen 
Raum als auch juristisch. Immer wieder 

erfolgt die Ahndung rechtsextremer Straf-
taten sehr spät oder mit Urteilen, die kaum 
abschreckende Wirkung haben. Dass ein 
beurlaubter Kriminalkommissar, der maß-
geblich in die terroristische Nordkreuz-Af-
färe verwickelt sein soll und bis heute nur 
vom Dienst freigestellt wurde, bisher nicht 

verurteilt wurde und nun für die rechts-
extreme AfD im Kreistag Nordwestmeck-
lenburg und in der Stadtvertretung von 
Neukloster sitzen darf, ist ein Skandal. Die 
Demokratie muss ihre Wehrhaftigkeit viel 

deutlicher zeigen.
Wir fordern deshalb nach dem Urteil von 
Münster, dass es dem Verfassungsschutz 
erlaubt, belastendes Material bundesweit 
zur AfD zusammenzustellen, den Weg für 
ein AfD-Verbot freizumachen und aktiv vor-
anzutreiben. Denn die AfD ist eine schwer-

wiegende Gefahr für unsere Demokratie. 
Sie ist von Rechtsextremen durchsetzt 
und verletzt systematisch Grundrechte 
des Grundgesetzes, wie etwa die Würde 
vieler Menschen in Deutschland, die Re-
ligionsfreiheit und das Diskriminierungs-
verbot. Das belegt eine Studie des Deut-
schen Instituts für Menschenrechte vom 
Frühsommer 2023, dass ein AfD-Verbot 
für möglich erachtet. Es legt dar, dass die 
nationalvölkische Programmatik der AfD 
der der NPD in keiner Weise nachsteht, 
die bereits im NPD-Verbotsverfahren als 
nationalsozialistisch geprägte Partei ein-
geschätzt wurde. Zudem spricht die Stu-
die wegen des hohen Grades der vorhan-
denen Potentialität einer Demokratiege-
fährdung von einer vorhandenen zentra-
len Voraussetzung für ein AfD-Verbot. Die 
wehrhafte Demokratie darf nicht darauf 

warten, dass die Demokratie massiv durch 
Demokratiegegner und Rassisten unter-
wandert wird. Deshalb: AfD-Verbot jetzt!
Dr. Axel Holz, VVN-BdA MV e.V.
Landessprecher

DEBATTE
ZUNAHME RECHTER GEWALT STOPPEN - 

AFD-VERBOT VORANTREIBEN

Der Druck rechter 
Demokratiefeinde wächst

Zur Veröffentlichung des Verfassungs-
schutzberichtes 2023 und der ersten 
öffentlichen Sitzung der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission (PKK) er-
klärt der innenpolitische Sprecher der 
Linksfraktion, Michael Noetzel:  
„Die extreme Rechte ist und bleibt die 
größte Gefahr für unsere 
Gesellschaft – nicht nur 
für jeden Einzelnen, der 
ins Visier der Menschen-
feinde geraten kann, son-
dern auch für demokrati-
sche Institutionen und die 
demokratische Verfasst-
heit unseres Landes. Und 
diese Gefahr am rechten 
Rand wächst weiter, wie 
wir den aktuellen Zahlen 
des Verfassungsschutzes 
entnehmen müssen.
Unser Bundesland nimmt fürs gesamte 
Bundesgebiet eine erschreckende ‚Vorrei-
terrolle‘ ein. Gemessen am Bevölkerungs-

anteil leben in Mecklenburg-Vorpommern 
überproportional viel rechte Demokratief-
einde. Das gesamte Spektrum der extrem 
rechten Szene, das von der sogenannten 
Neuen Rechten bis hin zum höchst mi-
litanten Neonazismus reicht, betrachtet 
Mecklenburg-Vorpommern als Spielwiese 
ihrer menschenverachtenden Ideologien.
Wie im Falle der Identitären Bewegung, 
die eng mit der AfD verbandelt ist, oder 

von rechten Versandhan-
delsstrukturen nutzen die 
rassistischen Fanatiker und 
Hitlerfans Mecklenburg-
Vorpommern als Rückzugs-
gebiet, um ihre Propaganda 
ins gesamte Bundesgebiet 
zu versenden. Die ver-
stärkten Vernetzungsbe-
strebungen zwischen den 
sogenannten verfassungs-
schutzrelevanten Delegiti-
mierern und der extremen 

Rechten, einschließlich Reichsbürgern, 
bestärkt mich in meiner Auffassung, dass 
nun sichtbar etwas zusammenwächst, 
was von Anfang an zusammen marschier-

te.
Dennoch freue ich mich, dass wir mit 
der heutigen ersten öffentlichen Sitzung 
der PKK einen wichtigen Schritt in Rich-
tung Transparenz gemacht haben – ein 
Novum seit Bestehen des sonst streng-
stens abgeschotteten Kontrollgremiums. 
Im gemeinsamen Koalitionsvertrag haben 
wir uns für den Ausbau der parlamentari-
schen Kontrollrechte und -möglichkeiten 
ausgesprochen. Eine Neujustierung des 
Verfassungsschutzes innerhalb der ver-
fassungsrechtlich verankerten Institutio-
nen ist notwendig geworden, nachdem es 
innerhalb des CDU-geführten Innenmini-
steriums zu einer Reihe an Skandalen ge-
kommen war. Hierzu zählten unter ande-
rem eine verschleppte Aufarbeitung des 
Behördenversagens im Zusammenhang 
mit der rassistischen Mordserie des NSU, 
nicht weitergegebene Informationen zum 
Breitscheidplatzattentat von Anis Amri an 
Bundesbehörden oder das mehr als zwei-
felhafte und rechtlich nicht gedeckte An-
kaufen von Waffen.“
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WANN?   		  WAS?   		  WO?

Sa., 20.7.		  Christopher Street Day	 Rostock 				 
Mo., 22.7., 18 Uhr	 Sitzung des HRO-		 Geschäftsstelle
			   Kreisvorstandes
Do., 22.8., 19 Uhr	 RLS: Vortrag und Disk.	 Rostock Peter Weiss Haus
			   zum Thema Gewalt gegen	 Doberaner Str. 21
			   Migrant*innen (s. unten)
Fr., 30.8., 14 Uhr		  Senior*innenkonferenz	 Rostock, Bremer Str. 24
			   des Landesverbandes	 VS-Begegnungssätte
Sa., 7.9., 9 Uhr		  Gesamtmltgliederver-	 RFZ Kuphalstr. 77
			   sammlung Rostock
Di., 1.10., 11-13 Uhr	 Senioren-Aktion/		 Rostock Universitätsplatz
			   Kundgebung		

„Hoyerswerda, Lichtenhagen, Greifs-
wald-Makarenkostraße?“

Rechte Gewalt und migrantischer 
Widerstand nach dem Pogrom in 

Rostock-Lichtenhagen

Ort und Zeit siehe oben
Oktober 1992, zwei Monate nach dem 
Pogrom in Rostock-Lichtenhagen. Im nur 
100km entfernten Greifswald scheint sich 
die rassistische Gewalt zu wiederholen. 
Hunderte rechte Gewalttäter*innen ver-
sammeln sich vor einem Wohnheim für 
„ausländische Studenten“ und bereiten 
sich auf den Angriff vor. Doch es kommt 
anders: den Angegriffenen gelingt es, die 
Gewalt abzuwehren und nach drei Tagen 
schließlich zu beenden.
Zur gleichen Zeit müssen sich in einer 
Sammelunterkunft am Rande Greifswalds 
Asylsuchende fast täglich gegen Angriffe 
verteidigen – unter den Betroffenen sind 
auch Menschen, die kurz zuvor das Pogrom 
in Lichtenhagen überlebt haben. Trotz ih-
rer Selbstverteidigung enden die Angriffe 
nicht. Nachdem die Angreifer*innen die Un-
terkunft das zweite Mal in Brand stecken, 

wird sie im Dezember 1992 geschlossen. 
Die Beispiele aus Greifswald verdeutlichen 
die massive Eskalation rechter Gewalt 
nach dem Pogrom in Rostock-Lichtenha-
gen. Statt der Höhepunkt oder das Ende 
einer Erzählung der „Baseballschläger-
jahre“ zu sein, ist das brennende Son-
nenblumenhaus hier der Anfang. Anhand 
lokaler Gewaltereignisse wird diese Per-
spektive im Vortrag dargestellt. Im Fokus 
steht die Rekonstruktion der Wahrneh-
mungen und Widerstände von Betroffe-
nen mithilfe von Zeitzeug*innenberichten 
und zeitgenössischer Berichterstattung. 
M. Schmidt  arbeitete im Projekt „Kein 
Vergessen MV“ zu Todesfällen rechter Ge-
walt seit 1990.
J. Henningsen  ist Projektmitarbeiter im 
Dokumentationszentrum „Lichtenhagen 
im Gedächtnis“.
P. Räuber  forscht zu extremen Rechten 
im gesellschaftlichen Umbruch von 1980-
1993.
Eine Veranstaltung von Soziale Bildung 
e.V. – Dokumentationszentrum „Lichten-
hagen im Gedächtnis“ mit Unterstützung 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung Mecklen-
burg-Vorpommern

Aus der Vor-Ankündigung der 
Senior*innenkonferenz, zu der neben Mit-
gliedern aus allen Kreisverbänden auch 
Vertreter von Volkssolidarität, Senioren-
beiräten, DGB, ver.di, Religionsgemein-
schaften sowie Solid und Landesjugend-
ring eingeladen sind:
                  
Senior*innenkonferenz des Landesver-
bandes M-V der Partei DIE LINKE
Wann: am 30.09.2024, 14.00 Uhr
Wo: Begegnungsstätte der Volkssolida-
rität, Bremer Str. 24, 18057 Rostock

„Sicherheit des Lebens – ein politischer 
Auftrag !“
Der Ukrainekrieg sowie seine Folgen, die 
zahlreichen weiteren kriegerischen Aus-

einandersetzungen auf der Welt, Inflation, 
akute bzw. Alters-Armut sind reale Sorgen 
vieler Menschen in Deutschland. 
Diese Sorgen betreffen besonders Senio-
rinnen und Senioren, wie auch die „sozi-
al Schwachen“ aller Generationen und 
beängstigen immer mehr Menschen, ihr 
Leben nicht mehr sicher planen und ge-
stalten zu können. Im Kapitalismus werden 
diese Ängste bekanntlich zur forcierten 
Aufrüstung genutzt, flankiert von einer 
Sozialpolitik nach dem Verständnis: „Wir-
müssen-den-Gürtel-enger-schnallen“.
Doch die Sicherheit unseres Lebens und 
seine Gestaltung verlangen einerseits ein 
weitergefasstes Sicherheitsverständnis 
sowie andererseits wirkliche Gestaltungs-
möglichkeiten und Planbarkeit durch die 

gesicherte soziale Lage Aller. 
Als Landesarbeitsgemeinschaft Senior*in-
nenpolitik wollen wir mit Ihnen und Euch 
über diese beiden Themenfelder sprechen:
a) Welche Forderungen stellen wir an die 
internationale Friedenspolitik und Diplo-
matie? Was erwarten wir von einer reali-
stischen Außenpolitik im 21. Jahrhundert?
b) Wie kann allen Menschen die Gewis-
sheit gegeben werden, ihr Alter in Würde 
zu verbringen? Wie ist eine gesetzliche 
Rente, die gesellschaftliche Teilhabe er-
möglicht, erreichbar?
Diese, organisationsübergreifend alle 
Senior*innen berührenden Fragen sollen 
unsere Konferenz leiten und Grundlage 
eines erkenntnisreichen Austauschs sein.

***
Nichts ist politisch peinlicher 

(von Jürgen Riedel)

Sumpfniveaulose Binsenweisheiten
in bundespräsidialer Würde

ausgesprochen:
Achtung vor Amt und Demokratie

geht in die Binsen
nur zwei Bundespräsidenten

von morastfreiem Format
Heinemann und von Weizsäcker

                ***



KLARTEXT 4/2024 Seite 12

Gewinner: Das Bündnis Sahra Wagen-
knecht. Nie zuvor hatte eine neue kleine 
Partei mit wenigen hundert Mitgliedern 
eine solche Präsenz in den öffentlich-
rechtlichen Medien. Diese haben schon 
die AfD groß gemacht, nun eben das BSW.
Verlierer: Die CDU M-V warnt vor einer 
Abschaffung der Gymnasien im Land. 
Dümmlicher Populismus, der nur wieder 
das gesellschaftliche Klima vergiftet.

Laut einer neuen Studie könnten schon 
fast 200.000 Menschen dem Krieg in Gaza 
zum Opfergefallen sein.

„Der Angriff Israels auf eine Schule im 
Gaza-Streifen ist entsetzlich und durch 
nichts zu rechtfertigen. Zivilisten, die in 
einer Schule Zuflucht gesucht haben, zu 
bombardieren, ist ein Verstoß gegen das 
humanitäre Völkerrecht.“ Janine Wissler

Glasklar (von Jürgen Riedel)

Zerrspieglein, Zerrspieglein an der Wand
wer ist die unfähigste Politikerin

im ganzen bundesdeutschen Land
seit 1949?

Fachleute sogar Laien wissen
von der Leyen

Wunsch (von Janina Niemann-Rich)

Windfluss
meine Gedanken in Sommernähe

Sommer (von Janina Niemann-Rich)

Salzwogenschaum
an jahrtausendaltem Muschelkalk

gereift zu feinsandigem Weiß

Reise (von Janina Niemann-Rich)

Wolken ziehen an den Ort
wo ich bin

Urlaub (von Janina Niemann-Rich)

Gedankenflüge flügellahm
mein Hirn in Sommerpause

MONATSZAHL

MONATSZITAT

LYRIK

TRADI Sanitz: Natürlich - unser Tref-
fen war wieder ein Erfolg!

Natürlich war das Wetter die Woche über 
trocken, warm, sonnig.
Natürlich hat der Wetterfrosch für den 
Freitag Regen angesagt. Natürlich regnete 
es in den Abendstunden und dauerte 12 
Stunden. Natürlich kamen die ersten Be-
sucher zu früh, ohne Sportzeug, dafür aber 
mit Sonne.

So ein Treffen der reiferen Jugend - Dieter 
P. wird in diesem Jahr noch 93 Jahre und 
dann im Garten, das bringt immer Überra-
schungen. Rudi K., erst 87 Jahre, hatte erst 
14 Tage vorher seine Galle in die Klinik ge-
bracht. Aber er wollte jetzt seiner Tochter 
seine im TRADI Sanitz liegenden Bücher 
vom „Erich Weinert Lauf“ zeigen. Auffal-
lend in diesem Jahr war, dass viele Töch-
ter, Söhne oder Nachbarn den Transport 
übernahmen. Vielen Dank an die „Jugend“!  
Wir hatten wieder für 45 Per-
sonen Erbsensuppe gekocht 
und es blieb nichts übrig…                                                                                                                                
Die Diskussionen gingen so-
fort los. Krieg! Israel – Palä-
stina, Russland - Ukraine, wo 
auch viele von Euch studiert 
hatten. War doch 24 Stun-
den vorher die Verlegung 
von Panzern, Raketen und 
anderen Waffen im Rostocker 
Hafen - „Bundeswehr trai-
niert im Seehafen“ war der 
Titel in der Ostseezeitung. 
„Mit hunderten Soldaten 
und Heimatschutzkräften de-
monstrierten die Streitkräfte 
die Verteidigung kritischer Infrastruktur“ 
der Untertitel. Etwas kleiner, aber lesbar 
„Friedensbündnis ruft zur Demo in Ro-
stock auf“. Was hat das alles mit Euch, 
meinen Gästen zu tun?  Ihr, ausgebildet 
an den Raketen und anderen Waffen, habt 
dafür gesorgt, dass 1989 – 1990 verhan-
delt wurde. Ihr habt die Waffen schwei-
gen lassen und damit den Krieg verhin-
dert. Dafür danke ich und viele andere 
Menschen Euch, die Ihr nie einen Krieg 
in Europa zugelassen habt, heute noch.                                                              
Europa war ein Thema. In wenigen Wo-
chen wählen wir unsere Vertreter für 
das europäische Parlament. Ihr wer-
det wählen gehen, denn das habt Ihr 
gelernt, dass man nur mitreden sollte, 
wenn man vorher auch abgestimmt hat.                                                                                                                         
Unser Treffen im TRADI Sanitz ist so wich-
tig geworden, dass viele die Reise aus Bay-
ern, NRW, Thüringen, dem Erzgebirge oder 
dem schönen Harz nicht scheuen. Vor 
der Pandemie kamen meistens über 80 
Ehemalige, heute sind es noch die Hälfte. 
Das Alter, die Gesundheit und der Tod von 

Weggefährten fordern einen harten Preis. 
Nach der Begrüßung, der Erbsensuppe 
und ersten Gesprächen fuhren wir in die 
„Landpension Wendfeld“, dem ehemaligen 
Kreisbetrieb für Landtechnik. Die dortige 
GST-Grundorganisation war Patenbrigade 
und man konnte für ganze 20,00 Mark die 
Fahrerlaubnis für den LKW ablegen. Hier 
haben wir dann wieder einen sehr inter-
essanten Vortrag von Michael Schmidt ge-
hört und gesehen. Viele erkannten Michael 
aus der Zeit als Journalist im NDR-Fern-
sehen und ich bedanke mich sehr für die 
wertvollen Gespräche. Danke auch für Blu-
mensträuße! Und vielen Teilnehmern, die 
dazu beitrugen, das Treffen und den Tag 
zu gestalten. Küchenchef und Hilfskoch, 
die die Versorgung sicherten, dem Reiner 
aus Wittstock, der den passenden Verpfle-
gungssack von 1962 mitbrachte, Dir liebe 
Marita, die nur 5 Wochen nach dem Tod 
deines Lutz gekommen bist, um mit sei-
nen ehemaligen Arbeitskollegen ein paar 

Stunden zu verbringen. Ossi, der ein paar 
Kilometer durch Berlin fuhr, um Jochen ab-
zuholen und ihm die Fahrt zu ermöglichen. 
Mit dem Hut ging Bernd aus Grevesmühlen 
in die Spendenrunde und die neue Wand-
galerie ist dank dieser Aktion gesichert.
Euch und den mitgekommenen Ehefrauen 
vielen Dank! Wir sehen uns 2025 wieder 
im TRADI SANITZ. Natürlich eine gute Wahl 
am 09. Juni und beste Gesundheit! 
Eure Barbara und Bernd (Kirchhainer)

***
Profit hoch zwei (von Jürgen Riedel)

Merz
Kommerz

nicht nur im März
politischen Fortschritt ausmerzen

Zuhause (von Janina Niemann-Rich)

Balkongeflüster
Grillgeplänkel
Nachbarschaft
dabei zu sein

GESCHICHTE

Michael Schmidt


